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NIEDERSCHRIFT VIII/2025 
 
 
über die am Donnerstag, den 27.11.2025 im Sitzungszimmer abgehaltene 
öffentliche Sitzung des Gemeinderates. 
 

Beginn: 19:00 Uhr | Ende: 21:10 Uhr 
 
Anwesend: 
 
Bürgermeister: 
Bgm. Markus Peer  
 
Vizebürgermeister: 
Johannes Wolf  
 
Ordentliche Mitglieder: 
Mag. Christian Putzer  
Mag. Alexander Dornauer  
Mario Jörg  
Rudolf Kaltenhauser  
Ing. Florian Kiechl  
Martin Nock  
Rupert Oberhauser  
Melanie Reimair  
Gebhard Schmiederer  
 
Ersatzmitglieder: 
Birgit Hofer Vertretung für Frau Andrea Eberle 
Lisa Sordo Vertretung für Herrn Ing. Alexander Zlotek 
 
Abwesend: 
 
Ordentliche Mitglieder: 
Ing. Alexander Zlotek  
Andrea Eberle  
 
Zuhörerinnen: 7 Personen 
 
Schriftführer: 
Maximilian Kühnel 
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TAGESORDNUNG 
 
1. Genehmigung der Niederschrift Nr. VII/2025 vom 09.10.2025 
2. Bericht des Bürgermeisters aus dem Gemeindevorstand 
3. Genehmigung der gestalterischen Planung für die Vorplatzgestaltung beim Projekt "my 

(herz) -talbach" 
4. Auflösung eines Darlehens bei der Tiroler Sparkasse 
5. Auflösung einer zweckgebundene Rücklage: Feuerwehr, Bauhof und Musikprobelokal 
6. Volksschule: Übernahme der Kosten für den Schulschikurs-Transport 2026 
7. Kostenbeteiligung der Planungskosten für die Errichtung einer Bushaltestelle auf L 38 

Ellbögener Straße bei km 3,5 
8. Subventionsansuchen 
9. Friedhofsbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
10. Hundesteuerverordnung - Erlassung einer Verordnung 
11. Kanalbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
12. Wasserbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
13. Freizeitwohnsitzabgabe - Erlassung einer Verordnung 
14. Leerstandsabgabe - Erlassung einer Verordnung 
15. Abfallgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
16. Müllabfuhrordnung - Erlassung einer Verordnung 
17. Personalangelegenheiten 
18. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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BESCHLÜSSE 
 
1. Genehmigung der Niederschrift Nr. VII/2025 vom 09.10.2025 
Die Niederschrift Nr. VII/2025 vom 09.10.2025 wird vom Gemeinderat mit 11 gegen 0 Stimmen 
zur Kenntnis genommen.  
 
2. Bericht des Bürgermeisters aus dem Gemeindevorstand 
Folgende Punkte wurden im Gemeindevorstand beschlossen und behandelt: 

 Ankauf eines Defibrillators inkl. Zubehör in der Höhe von € 1.540 netto 
 Vorbesprechung der heutigen Tagesordnungspunkte 

 
3. Genehmigung der gestalterischen Planung für die Vorplatzgestaltung beim Projekt 

"my (herz) -talbach" 
Bgm. Markus Peer: die feierliche Schlüsselübergabe erfolgte am 26.11.2025; Architekt Christoph 
Schwaighofer wurde beauftragt einen Grundriss inkl. Visualisierung zu planen; vorgegeben 
wurden Fahrradständer, Sitzbänke, Logo beim Gebäude und Blumentröge; die Visualisierung 
wird präsentiert;    
 
GR Mag. Christian Putzer: Kosten? 
Bgm. Markus Peer: Angebote wurden noch nicht eingeholt; bei Zustimmung der Planung durch 
den Gemeinderat werden Angebote eingeholt  
 
GR Mag. Christian Putzer: gibt es Förderungen z.B. „Kultur am Bau“? 
Bgm. Markus Peer: für die Förderung „Kultur am Bau“ hätte vor Baubeginn des Gebäudes 
angesucht werden müssen; nach Rücksprache mit dem Geschäftsführer der TIGEWOSI kann er 
sich eine Beteiligung an den Kosten vorstellen; zumal der Blumentrog beim Eingang der 
Raiffeisenbank seitens der TIGEWOSI gewünscht wurde 
 
GR Mag. Christian Putzer: ist das Material (Cortenstahl) lackiert bzgl. nachrosten?  
Bgm. Markus Peer: sofern der Cortenstahl in Säure eingelassen und mit Büffelfett bestrichen 
wird, sollte der Cortenstahl nicht mehr nachrosten; wird sich darüber aber nochmal erkundigen.   
 
GR Mag. Christian Putzer: sind die Blumentröge fest mit den Sitzbänken montiert oder können 
diese verstellt werden?  
Bgm. Markus Peer: kann mit dem Hoftrac versetzt werden 
Bgm. Stv. Johannes Wolf: die Versetzung der Doppeltröge könnte schwierig werden 
Bgm. Markus Peer: sofern die Doppeltröge miteinander verbunden sind; kann aber in der 
Ausführungsphase dementsprechend angepasst werden 
 
GR Mag. Christian Putzer: ist sich der Gemeinderat bzgl. der Bezeichnung des Hauses „my 
(herz) -talbach“ einig? Zumal das geplante Leistbare Wohnen auch unter dem Projekttitel 
„Herztalbach“ gelautet hat; es könnte auch die Bevölkerung gefragt werden. 
Bgm. Markus Peer: nein, entweder wir bleiben beim Namen oder es werden weitere Vorschläge 
eingebracht aber eine Lösung kann heute sicher nicht gefunden werden 
 
GR Mario Jörg: eventuell auf Deutsch und das Herz ausschreiben – „mei Herztalbach“ 
Bgm. Markus Peer: dann ist es ein Schriftzug; ein Schriftzug ist generell nicht so ansprechend; 
könnte sich das auch ohne „my“ vorstellen 
Bgm. Stv. Johannes Wolf: war mit der Bezeichnung am Anfang überhaupt nicht einverstanden; 
hat sich damit aber abgefunden und kann jetzt so bleiben 
 
GR Rupert Oberhauser: „my“ soll entfallen 
 
 



Seite 3618

Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen die gestalterische Planung für die 
Vorplatzgestaltung. Für die nächste Gemeinderatssitzung werden Angebote zur Umsetzung 
eingeholt. Gleichzeitig wird das Logo ohne „my“ entworfen und es wird darüber abgestimmt, ob 
das Gebäude das Logo mit oder ohne „my“ erhält.  
 
4. Auflösung eines Darlehens bei der Tiroler Sparkasse 
Bgm. Markus Peer: zum gegenständlichen Kreditvertrag für den Bau des MPREIS miniM läuft 
die Fixzinsbindung bis 30.11.2025; entweder wird ein neuer variabler Zinssatz vereinbart oder es 
erfolgt eine vorzeitige Rückzahlung; aufgrund des Kreditvertrag sind vorzeitige Rückzahlungen 
nach Ablauf der Fixzinsphase pönalefrei möglich.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen, nachstehend angeführtes Darlehen bei 
der Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft Innsbruck für den Bau des MPREIS miniM mit 
01.12.2025 vorzeitig zu tilgen: 
 
Darlehenskonto 3330-923982    € 60.147,58 
 
Die Bedeckung erfolgt aus den Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen (täglich 
fällig).  
 
5. Auflösung einer zweckgebundenen Rücklage: Feuerwehr, Bauhof und 

Musikprobelokal 
Bgm. Markus Peer: die zweckgebundene Rücklage für die Feuerwehr, Bauhof und 
Musikprobelokal muss bis zum 31.12.2026 aufgelöst werden, da zur gleichen Zeit der 
gegenständliche Leasingvertrag ausläuft; der Gemeinderatsbeschluss für die Auflösung der 
zweckgebundenen Rücklage muss im Jahr 2025 erfolgen, damit dies im Budget 2026 dargestellt 
werden darf.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen die Auflösung der zweckgebundenen 
Rücklage für die Feuerwehr, Bauhof und Musikprobelokal mit 31.12.2026.  
 
6. Volksschule: Übernahme der Kosten für den Schulschikurs-Transport 2026 
Bgm. Markus Peer: drei Angebote wurden durch die Volksschule Ampass eingeholt. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen, die Kosten für die Schülerbeförderung 
zum Schulschikurs nach Tulfes in der Zeit vom 02. – 06. März 2026, in der Höhe von € 2.200 
inkl. MwSt. zu übernehmen. Der Auftrag ergeht an den Billigstbieter, die Österreichische Postbus 
Aktiengesellschaft, 6020 Innsbruck, Rossaugasse 10. 
 
7. Kostenbeteiligung der Planungskosten für die Errichtung einer Bushaltestelle auf L 

38 Ellbögener Straße bei km 3,5 
Bgm. Markus Peer: zeigt und erläutert den gegenständlichen Bereich; für die Errichtung einer 
Bushaltestelle im gegenständlichen Bereich wurde eine Unterschriftenaktion mit über 200 
Unterschriften durchgeführt; die Unterschriften wurden an das Land Tirol weitergeleitet; nördlich 
der Straße würde sich die Bushaltestelle auf Innsbrucker Stadtgebiet befinden und südlich der 
Straße auf Gemeindegebiet von Ampass; nach Auskunft der Stadt Innsbruck kann eine 
Bushaltestelle errichtet werden, jedoch erfolgt keine Beteiligung ihrerseits; das Land Tirol sieht 
eine Bushaltestelle kritisch aufgrund der zulässigen Höchstgeschwindigkeit und dem 
Einsichtswinkel; daher muss eine Machbarkeitsstudie durchgeführt werden; das Land Tirol hat 
vorliegendes Angebot der Menghin ZT-GmbH, 6460 Imst, Hirtenweg 12, vom 21.10.2025 



Seite 3619

eingeholt; darin enthalten ist die Planung (Machbarkeitsstudie) sowie die Kostenschätzung um 
einen Betrag in der Höhe von € 7.020 inkl. MwSt.; 75 % der Kosten muss die Gemeinde Ampass 
tragen und 25 % werden vom Land Tirol übernommen 
 
GR Mag. Alexander Dornauer: ist die Kostenaufteilung, zwischen Gemeinde und Land Tirol, bei 
einer möglichen Errichtung beider Bushaltestellen gleich?  
Bgm. Markus Peer: bejaht dies 
 
GR Mag. Alexander Dornauer: im gegenständlichen Bereich wären Bushaltestellen ein 
Mehrwert, jedoch muss berücksichtigt werden, dass hohe Kosten entstehen werden.  
 
GR Gebhard Schmiederer: jetzt erfolgt lediglich die Basis, ob überhaupt eine Bushaltestelle 
machbar (verkehrstechnisch usw.) ist; würde die Machbarkeitsstudie durchführen lassen.  
  
GR Mag. Christian Putzer: es kann auch vorkommen, dass der VVT die Bushaltestellen ablehnt, 
da die Fahrpläne umgeschrieben und die Taktungen geändert werden müssen; es benötigt auch 
eine Zustimmung seitens der VVT. 
Bgm. Markus Peer: da die Busse sowieso vorbeifahren, wird der VVT zustimmen.  
 
GR Rudolf Kaltenhauser: durch eine mögliche Errichtung der Bushaltestelle, könnten Parkplätze 
verloren gehen. 
Bgm. Markus Peer: kann erst durch die Machbarkeitsstudie gesagt werden.  
 
GR Rupert Oberhauser: wenn die Studie in Auftrag gegeben wird, müssen die Bushaltestellen 
(sofern machbar) auch errichtet werden. 
 
Beschluss: 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ampass mit 12 gegen 
0 Stimmen, bei einer Stimmenenthaltung, die Beauftragung zur Durchführung der 
Machbarkeitsstudie inkl. Kostenschätzung an die Firma Menghin ZT-GmbH, 6460 Imst, 
Hirtenweg 12, aufgrund des schriftlichen Angebots vom 21.10.2025, zu vergeben. Die 
Kostenaufteilung erfolgt zu 75 % durch die Gemeinde Ampass und 25 % durch das Land Tirol. 
 
8. Subventionsansuchen 
Jährliche Fixsubventionen: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen die jährlichen Fixsubventionen nicht zu 
erhöhen bzw. zu ändern.  
 
Einmalige Subvention; Musikkapelle Ampass – Ansuchen um Subvention für die Musikkapelle 
Ampass aufgrund der Anschaffung von zwei Klarinetten (schriftliches Ansuchen vom 01.02.2025) 
 
Bgm. Markus Peer: die Gesamtkosten belaufen sich auf € 6.619,00; der Kassastand ist lt. 
Jahreshauptversammlung sehr gut. 
GRin Birgit Hofer: da die Klarinetten von der Musikkapelle bereits bezahlt wurden, ist die 
Gemeinde nun unter Zugzwang; sollte vor dem Ankauf mit der Gemeinde abgestimmt werden. 
Bgm. Markus Peer: die Vereine können unterjährig um einmalige Subventionen ansuchen, 
jedoch werden alle Ansuchen immer Ende des Jahres behandelt, damit der Gemeinderat einen 
Überblick über alle Subventionen hat; weiters benötigt die Musikkapelle, auch ohne einmalige 
Subvention der Gemeinde, die Musikinstrumente. 
 
GR Mag. Alexander Dornauer: bei dringendem Bedarf für jegliche Vereine hat die Gemeinde 
immer zugestimmt; aber, aufgrund des guten Kassastandes ist kein dringender Bedarf 
wahrzunehmen.  
GRin Birgit Hofer: eine Klarinette soll subventioniert werden 
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GR Mag. Christian Putzer: eine finanziell gute Lage ist das Eine, aber das soziale 
Zusammenleben ist das Andere; Vereine leisten viel für die Gemeinde und auch für die 
Mitglieder; daher soll das Ansuchen unterstützt werden  
 
Bgm. Markus Peer: im Schnitt subventioniert (jährliche Fixsubvention und einmalige 
Subventionen) die Gemeinde Ampass die Musikkapelle Ampass mit ca. € 8.000 bis € 8.500 pro 
Jahr. 
 
GR Ing. Florian Kiechl: die gesamte Summe sollte nicht subventioniert werden; das Ansuchen 
war bereits im Februar, da war der Kassastand noch nicht wie aktuell; die jetzige Situation ist 
unglücklich, da die Musikkapelle Ampass im Jahr 2025 sehr gut gewirtschaftet hat. 
Bgm. Markus Peer: die Musikkapelle hat nicht gewusst, dass das Ansuchen erst im Dezember 
behandelt wird. 
 
GR Gebhard Schmiederer: wurden die Klarinetten von der Musikkapelle bezahlt oder hat ein 
Musikinstrumentenspieler mitgezahlt?  
GR Ing. Florian Kiechl: nein, hat die Musikkapelle selbstständig bezahlt und gehören auch der 
Musikkapelle.  
 
Antrag: GR Mag. Christian Putzer 
Der Gemeinderat möge eine einmalige Subvention für den Ankauf der Klarinetten in der Höhe 
von € 8.500 unter Berücksichtigung der jährlichen Fixsubvention (€ 6.500) beschließen.  
 
Abstimmung zum Antrag des GR Mag. Christian Putzer: 
Der Bürgermeister stellt die Frage wer sich für diesen Antrag ausspricht. 
12 Gemeinderätinnen stimmen dafür, eine Enthaltung. Der Antrag ist somit angenommen. 
Die Musikkapelle erhält für den Ankauf der Klarinetten eine einmalige Subvention in der Höhe 
von € 2.000.   
 
Einmalige Subvention; Verein „Kultur Widum Ampass“ – Ansuchen um Unterstützung für den 
Ankauf von Weingläsern und dazugehörigen Körbe (schriftliches Ansuchen vom 13.11.2025) 
 
Bgm. Markus Peer: das Ansuchen umfasst 60 Stück Weingläser und vier dazugehörige 
Glaskörbe; die Gesamtkosten belaufen sich auf € 461,85 inkl. MwSt.  
 
Nach eingehender Diskussion im Gemeinderat schlägt GR Gebhard Schmiederer vor, dieses 
Subventionsansuchen von der Tagesordnung abzusetzen, da die Schmiederer Bau Ges.m.b.H. 
die Gesamtkosten übernehmen wird.  
 
Entsprechend dem oben beschriebenen Sachverhalt hat der Bürgermeister das gegenständliche 
Subventionsansuchen vom Verein „Kultur Widum Ampass“ vom Tagesordnungspunkt abgesetzt.  
 
9. Friedhofsbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
[Hinweis zu den Tagesordnungspunkte 9 bis 16: 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen die Auflistung sämtlicher Abgaben, Gebühren und 
Tarife für 2026, welche der Originalausfertigung der Niederschrift als Beilage angehängt wird. Die 
einzelnen Verordnungen werden bei den Tagesordnungspunkten separat zur Abstimmung gebracht. 
Sämtliche Verordnungen werden vorab zur Vorprüfung an das Land Tirol übermittelt.]   
 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht. Für das Jahr 2026 wird um 2,0 % erhöht.  
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Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
1. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung von 
Friedhofsbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 
Friedhofsbenützungsgebühren 

Die Gemeinde Ampass erhebt zur teilweisen Deckung der Kosten aus dem Betrieb des Gemeindefriedhofes sowie 
des Pfarrfriedhofes für die Benützung der Grabstätten und die Inanspruchnahme der anderen Friedhofseinrichtungen 
Friedhofsgebühren als Grabbenützungsgebühren, Grabverlängerungsgebühren, Graberrichtungsgebühren und 
sonstige Gebühren.  

§2  
Grabbenützungsgebühren  

(1) Für die Benützungsrechte an Grabstätten für die Dauer von 10 Jahren werden am 
Gemeindefriedhof folgende Grabbenützungsgebühren eingehoben:  
a) für ein Einzelgrab Grabfelder A bis D   € 284,81 
b) für ein Doppelgrab Grabfelder A bis D    € 565,40 
c) für ein Einzelgrab Grabfelder E und F   € 211,84 
d) für ein Doppelgrab Grabfelder E und F   € 425,11 
e) für eine Urnennische (für 4 – 6 Urnen)   € 425,11 
 

(2) Für die Benützungsrechte an Grüften für die Dauer von 50 Jahren werden am Gemeindefriedhof 
Folgende Grabbenützungsgebühren eingehoben: 
a) für die Aufnahme bis zu 6 Leichen   € 6.355,42 
b) für die Aufnahme bis zu 4 Leichen   € 4.236,95 
 

(3) Für die Benützungsrechte an Grabstätten für die Dauer von 10 Jahren werden am Pfarrfriedhof 
folgende Grabbenützungsgebühren eingehoben: 
a) für ein Einzelgrab    € 182,39 
b) für ein Doppelgrab   € 352,15 
 

(4) Für bestehende Gräber (Mehrfachgräber), bei welchen die Grabbenützungsgebühr jährlich 
vorgeschrieben wird:  
Ausmaß:   
a) 2,0 m Länge x 0,80 m Breite   € 18,24 
b) 2,0 m Länge x 1,60 m Breite   € 36,47 
c) 2,0 m Länge x 2,00 m Breite   € 36,47 
d) 2,0 m Länge x 2,50 m Breite   € 42,09 
e) 2,0 m Länge x 3,00 m Breite   € 49,11 
f) 2,0 m Länge x 4,00 m Breite   € 63,14 
g) 2,0 m Länge x 6,00 m Breite   € 91,20 

§ 3 
Grabverlängerungsgebühren  

(1) Nach Ablauf der Benützungsdauer können die Grabstellen/Urnennischen zu den geltenden 
Grabbenützungsgebühren und den dafür vorgesehenen Zeiträumen verlängert werden. Ausgenommen von dieser 
Bestimmung sind Grüfte. Nach Ablauf der Benützungsdauer kann die Benützungsdauer für Grüfte um weitere 25 Jahre 
verlängert werden. Die Benützungsgebühr beträgt die Hälfte der geltenden Benützungsgebühren für Grüfte. 

(2) Bei einer zusätzlichen Wiederbelegung innerhalb der in § 2 Abs. 1 und 3 genannten Dauer 
beginnen die zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Wiederbelegung von neu. Die bereits entrichtete Grabbenützungsgebühr 
wird angerechnet.   

§ 4 
Graberrichtungsgebühr 

(1) Öffnungen und Schließungen der Erdgrabstätten werden im Auftrag der Gemeinde Ampass von Einem 
privaten Unternehmen durchgeführt. Die entstehenden Kosten werden von diesem Unternehmen direkt mit den 
Hinterbliebenen abgerechnet.  
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(2) Die Gebühr für die Öffnung einer Urnenbeisetzung in Erdgrabstätten beträgt 70,00 Euro.  
§ 5 

Sonstige Gebühren 
(1) Die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungskapelle am Gemeindefriedhof oder in der Veitskriche und der 

Errichtung beträgt € 82,78. 
(2) Ausstattung mit Dauerfundamenten je Grab am Gemeindefriedhof beträgt € 125,24. 
(3) Grabeinfassung mit Natursteinplatten für ein Einzelgrab am Gemeindefriedhof beträgt € 310,06. 
(4) Grabeinfassung mit Natursteinplatten für dein Doppelgrab am Gemeindefriedhof beträgt € 496,65 
(5) Die Gebühr für die Wiederverlegung der Grabeinfassung nach einer Beerdigung 

a) beträgt für ein Einzelgrab am Gemeindefriedhof € 124,88 
b) beträgt für ein Doppelgrab am Gemeindefriedhof € 186,61 

(6) Für die Beistellung und Anbringung von Urnenabdeckplatten zur Schließung der Urnennischen beträgt die 
Gebühr € 168,35. Nach Bezahlung der Gebühr geht die Urnenabdeckplatte in den Besitz des Käufers bzw. 
des Grabnutzungsberechtigen über. 

§ 6 
Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Inhaber des Grabbenützungsrechtes, im Todesfall seine Erben. 
§ 7 

Entstehen der Gebührenpflicht 
Die Gebührenpflicht entsteht bei der Benützungsgebühr im Zeitpunkt der Zuweisung der Grabstätte, in allen anderen 
Fällen mit dem Zeitpunkt der tatsächlichen Inanspruchnahme der Friedhofseinrichtungen.  
 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührenordnung vom 11. 
September 2008, kundgemacht vom 22. September 2008 bis 08. Oktober 2008 außer Kraft. 
 
10. Hundesteuerverordnung - Erlassung einer Verordnung 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht. Für das Jahr 2026 wird um 2,0 % erhöht.  
 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
4. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung 
einer Hundesteuer 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024 und des § 1 Abs. 1 des Tiroler Hundesteuergesetzes, LGBl. Nr. 3/1980, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024,] wird verordnet: 

§ 1 
Hundesteuer 

Die Gemeinde Ampass erhebt eine Hundesteuer. 
§ 2 

Steuersätze, Steuerbefreiung 
(1) Die Hundesteuer beträgt für jeden im Gemeindegebiet gehaltenen Hund, der über drei Monate alt ist, pro Jahr 

102,16 Euro. 
(2) Für Wachhunde und für Hunde, die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden, beträgt die 

Hundesteuer pro Jahr 45,- Euro. 
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(3) Für Assistenz- und Therapiehunde nach § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2025, ist keine Hundesteuer zu entrichten. 

§ 3 
Entstehen und Erlöschen des Abgabenanspruches 

Der Abgabenanspruch entsteht mit dem Beginn des Kalenderjahres. Endet die Hundehaltung unterjährig, so 
erlischt der Abgabenanspruch hinsichtlich jener Kalendermonate, die dem Kalendermonat folgen, in dem die 
Hundehaltung geendet hat. Der Halter des Hundes hat für das Entstehen und Erlöschen der Abgabepflicht maßgebliche 
Umstände umgehend der Gemeinde zu melden. 

§ 4 
Vorschreibung 

Die Vorschreibung der Hundesteuer erfolgt jeweils zum 15. Jänner jeden Jahres. 
§ 5 

Gebührenschuldner 
Gebührenschuldner ist der Halter eines mehr als drei Monate alten Hundes im Gemeindegebiet. Halten mehrere 

Personen gemeinsam einen Hund, so gelten sie als Gesamtschuldner. 
§ 6 

Steuermarken 
Für jeden zu versteuerndem Hund gibt die Gemeinde Ampass eine mit Nummer versehene Steuermarke aus. Die 

Steuermarke gilt jeweils für zwei Jahre. Bis zur Abgabe der neuen Marke hat der Hund die Marke des vorangegangenen 
Jahres zu tragen. Die Hundesteuermarke wird zum Selbstkostenpreis an die Hundehalter abgegeben.  

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung der Hundesteuerverordnung 
vom 15. Dezember 2022, kundgemacht vom 28. Dezember 2022 bis 16. Jänner 2023 außer Kraft. 
 
11. Kanalbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht. Für das Jahr 2026 wird um 2,0 % erhöht.  
 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
7. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung von 
Kanalbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 
Kanalbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ampass erhebt Kanalbenützungsgebühren als Anschlussgebühr und als laufende Gebühr. 
(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des gesamten 

Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder einer Abwasserreinigungsanlage, 
auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 
Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der verbauten Grundfläche, vervielfacht mit 
der Anzahl der Geschoße, wobei Keller und ausgebaute Dachgeschoße als je ein Geschoß zu zählen sind. Bei Zu- und 
Umbauten und bei Wiederaufbau von abgetragenen Gebäuden entsteht eine Anschlussgebühr insoweit, als die neu 
verbaute Grundfläche den Umfang der früheren übersteigt. War die verbaute Grundfläche eines abgebrochenen oder 
zerstörten Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(2) Nicht zu berücksichtigen sind 
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a) Landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude, jedoch nur sofern diese nicht mit einem Wasseranschluss 
ausgestattet werden.  

b) Garagen, jedoch nur sofern diese nicht mit einem Wasseranschluss ausgestattet werden.  
(3) Die Anschlussgebühr für die ersten 300 m² der verbauten Grundfläche beträgt 3.802,06 Euro (inkl. USt.). Für 

jeden weiteren Quadratmeter werden 12,68 Euro (inkl. USt.) vorgeschrieben. 
(4) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die gemeindeeigene 

Kanalisationsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück mit der 
Vollendung des entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger 
Benützbarkeit des Kanals. 

§ 3 

Erweiterungsgebühr 
(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 
(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 4 
Laufende Gebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch je 
Bemessungszeitraum und beträgt 2,69 Euro (inkl. USt.) pro Kubikmeter. Bemessungszeitraum ist der jeweils jährliche 
Ablesezeitraum, das ist von September bis September des Folgejahres.  

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Benützung der gemeindeeigenen Kanalisationsanlage. 
(3) Die laufende Gebühr wird bescheidgemäß in zwei Teilbeträgen vorgeschrieben. Zum 15. Mai wird ein 

Akontobetrag (jeweils die Hälfte des Vorjahresverbrauches) eingehoben und zum 15. November die Endabrechnung lt. 
Wasserzähler vorgenommen. Sollte kein Vorjahresverbrauch vorhanden sein, wird die Hälfte des Jahresverbrauches 
eines ähnlich gelagerten Haushaltes für die Berechnung der Akontierung herangezogen.   

(4) Als jährlicher Mindestwasserbezug werden pro Wohnungseinheit 70 m³ festgesetzt.  
(5) Vom Wasserbezug werden nachstehend angeführte Wassermengen, die nicht in das Kanalnetz gelangen (z.B. 

Rasen-, Garten-, Blumengießen) in Abzug gebracht. Pro Hauptwasserzähler werden 10 m³ in Abzug gebracht. Weiters 
für jede mindestens neun Monate im Jahr tatsächlich bewohnte Wohneinheit je 5 m³. Durch diese Abzüge darf der 
Mindestwasserbezug nicht unterschritten werden.  

§ 5 
Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage 
angeschlossenen Grundstücks. 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kanalgebührenordnung vom 10. 
Dezember 1987, kundgemacht vom 15. Dezember 1987 bis 29. Dezember 1987 außer Kraft. 
 
12. Wasserbenützungsgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht. Aufgrund des Trinkwasserzukaufes von den Gemeinden Rinn, 
Tulfes und Aldrans sollten wir langfristig € 1,00 pro m³ verrechnen, damit kostendeckend 
gearbeitet wird; daher wird auf die nächsten fünf Jahre die Wasserbenützungsgebühr um 0,10 
Euro pro m³ erhöht (die jährliche Erhöhung entspricht bei einem Durchschnittswasserverbrauch 
von 90 m³ pro Haushalt ca. € 9,00 pro Jahr); alles andere wird für das Jahr 2026 um 2,0 % 
erhöht.  
 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
8. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung von 
Wasserbenützungsgebühren 
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Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 
Wasserbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ampass erhebt Wasserbenützungsgebühren als Anschlussgebühr, als laufende Gebühr und als 
Zählergebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage des gesamten 
Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen Quellfassungen, Tiefbrunnen, 
Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage und dergleichen, kann die Gemeinde eine 
Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 
Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der verbauten Grundfläche, vervielfacht mit 
der Anzahl der Geschoße, wobei Keller und ausgebaute Dachgeschoße als je ein Geschoß zu zählen sind. Bei Zu- und 
Umbauten und bei Wiederaufbau von abgetragenen Gebäuden entsteht eine Anschlussgebühr insoweit, als die neu 
erbaute Grundfläche den Umfang der früheren übersteigt. War die verbaute Grundfläche eines abgebrochenen oder 
zerstörten Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(2) Bei der Bemessung der Anschlussgebühr nicht zu berücksichtigen sind: 
a) Landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude, jedoch nur sofern diese nicht mit einem Wasseranschluss ausgestattet 

werden.  
(3) Die Anschlussgebühr für die ersten 300 m² der verbauten Grundfläche beträgt 2.648,52 Euro (inkl. USt.). Für 

jeden weiteren Quadratmeter werden 8,83 Euro (inkl. USt.) vorgeschrieben.  
(4) Für Schwimmbecken (im Freien oder in geschlossenen Räumen) wird zusätzlich eine Anschlussgebühr von 

11,02 Euro (inkl. USt.) pro Kubikmeter Rauminhalt des Schwimmbeckens erhoben.  
(5) Bei Tankstellen gilt als Bemessungsgrundlage die Quadratmeterzahl der Betriebsfläche. Als Betriebsfläche 

gelten nicht Parkplätze sowie Zu- und Abfahrt. Die Anschlussgebühr die ersten 300 m² der Bemessungsgrundlage 
beträgt 3.384,22 Euro (inkl. USt.). Für jeden weiteren Quadartmeter der Bemessungsgrundlage werden 10,30 Euro 
(inkl. USt.) erhoben.  

(6) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück mit 
Baubeginn. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit der 
Wasserversorgungsanlage. 

§ 3 
Laufende Gebühr, Zählergebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch und beträgt 
0,61 Euro (inkl. USt.) pro Kubikmeter.  

(2) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen Wasserversorgungsanlage. 
(3) Die Zählergebühr beträgt für jeden eingebauten Wasserzähler pro Jahr und nach Zählergröße: 

a) bis 5 m³    14,72 Euro 
b) über 5 m³ bis 14 m³   17,67 Euro 
c) über 14 m³    26,49 Euro 

(4) Die laufende Gebühr wird bescheidgemäß in zwei Teilbeträgen vorgeschrieben. Zum 15. Mai wird ein 
Akontobetrag (jeweils die Hälfte des Vorjahresverbrauches) eingehoben, und zum 15. November die 
Endabrechnung lt. Wasserzähler vorgenommen. Sollte kein Vorjahresverbrauch vorhanden sein, wird die 
Hälfte des Jahresverbrauches eines ähnlich gelagerten Haushaltes für die Berechnung der Akontierung 
herangezogen.  

(5) Als jährlicher Mindestwasserbezug werden 70 m³ pro Wohnungseinheit festgesetzt.  
§ 4 

Erweiterungsgebühr 
(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 
(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 
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§ 5 
Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserleitungsgebührenordnung vom 10. 
Dezember 1987, kundgemacht vom 15. Dezember 1987 bis 29. Dezember 1987 außer Kraft. 
 
13. Freizeitwohnsitzabgabe - Erlassung einer Verordnung 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
3. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Festlegung 
der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Aufgrund des § 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2025, wird verordnet: 

§ 1 
Festlegung der Abgabenhöhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Die Gemeinde Ampass legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheitlich für das gesamte 
Gemeindegebiet 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit 210,- Euro, 
b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit 420,- Euro, 
c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit 608,- Euro, 
d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 Nutzfläche mit 863,- Euro, 
e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit 1.208,- Euro, 
f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit 1.553,- Euro, 
g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit 1.898,- Euro 

fest. 
§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates 
der Gemeinde Ampass über die Höhe der Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe, vom 10. November 
2022, kundgemacht vom 21. November 2022 bis 13. Dezember 2022 außer Kraft. 
 
14. Leerstandsabgabe - Erlassung einer Verordnung 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
2. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung 
einer Leerstandsabgabe 

Aufgrund des § 9 Abs. 4 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2025, wird verordnet: 

§ 1 
Höhe der Leerstandsabgabe 

Die Gemeinde Ampass erhebt eine Leerstandsabgabe und setzt die Höhe der Leerstandsabgabe einheitlich für 
das gesamte Gemeindegebiet mit 30 v.H. der für die Gemeinde Ampass von der Tiroler Landesregierung durch 
Verordnung vom 27. Mai 2025 über die Festlegung der Basismietwerte - Basismietwerteverordnung, LGBl. 
Nr. 47/2025, festgelegten Basismietwerte fest.  

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft.  
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15. Abfallgebührenverordnung - Erlassung einer Verordnung 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht. Für das Jahr 2026 wird keine Erhöhung durchgeführt, 
lediglich der Restmüllsack wird an die Größe und den Preis von 40 Liter angepasst. Weiters wird 
aufgrund der letzten Verordnungsprüfung die Grundgebühr zusammengefasst und nicht mehr 
zwischen einer Restmüll- und Biomüllgrundgebühr unterschieden.  
 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
 
5. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Erhebung von 
Abfallgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 des Tiroler Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, wird verordnet: 

§ 1 
Abfallgebühren 

Die Gemeinde Ampass hebt zur Deckung des Aufwandes, der durch die Entsorgung von Abfällen und für die 
Abfallberatung entsteht, Abfallgebühren in Form einer Grundgebühr und einer weiteren Gebühr ein. Diese Gebühren 
enthalten die gesetzlich vorgeschriebene Mehrwertsteuer.  

§ 2 
Grundgebühr 

(1) Der Gebührensatz für die Bemessung der jährlichen Grundgebühr beträgt für 
a) Haushalte pro Person       42,91 Euro 
b) Sonstige Gebührenpflichtige      82,39 Euro 

(2) Die Grundgebühr bemisst sich nach der Anzahl der im Haushalt gemeldeten Personen. Die Grundgebühr 
beträgt in Hundertsätzen des Gebührensatzes nach Abs. 1 lit.a wie folgt: 
a) bei einem Einpersonenhaushalt     100 % 
b) bei einem Zweipersonenhaushalt     190 % 
c) bei einem Dreipersonenhaushalt     260 % 
d) bei größeren Haushalten für jede Person    80 % 

(3)  Die Grundgebühr für sonstige Gebührenpflichtige wird in Hundertsätzen des Gebührensatzes nach Abs. 1 
lit. b wie folgt bemessen:  
a) Handels- Gewerbe- und Industriebetriebe, Agenturen, Speditionen, Reisebüros, Arbeitsstätten von Ärzten, 

Wirtschaftstreuhändern, Rechtsanwälten, Notaren, Zivilingenieuren, Architekten, Dentisten, 
Planungsbüros sowie sonstigen Freiberuflichen, öffentlichen Körperschaften, Behörden, Banken und 
Sparkassen 
1. bis 2 beschäftigte Dienstnehmer     50 % 
2. von 3 bis 5 beschäftigte Dienstnehmer    100 % 
3. je 5 weitere beschäftigte Dienstnehmer    20 % 

b) Gastronomiebetriebe 
1. bis 30 Sitz- oder Stehplätze     100 % 
2. je weitere angefangene 10 Sitz- oder Stehplätze   20 % 

c) Beherbergungsbetriebe, Pensionen, Internate, Asylantenheime, Studentenheime, Schülerheime, 
Erholungsheime 
1. bis 10 Betten       100 % 
2. je weitere angefangene 10 Betten     20 % 

d) Schulen, Ausbildungsstätten, Kindergärten, Hort, Tagesheime 
1. bis 40 betreute Personen      100 % 
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2. bis je 20 weitere betreute Personen     20 % 
e) Ferienwohnungen und Wochenendhäuser 

1. bis 100 m²       100 % 
2. über 100 m²       200 % 

f) Einrichtungen zur Gesundheitspflege und Körperertüchtigung, Saunen, Vereinslokalge und Sportstätten
        50 % 

g) Bei Gastronomiebetriebe im Sinne des Abs. 4 lit. b, welche über, durch die Betriebsanlagengenehmigung 
umfasste, Versammlungsräume verfügen, die nicht dem laufenden Gastronomiebetrieb dienen, bleiben in 
diesen Räumen vorhandene Sitzplätze bei der Berechnung der Grundgebühr unberücksichtigt.   

§ 3 
Weitere Gebühr 

(1) Die weitere Gebühr für Rest- und Biomüll beinhaltet die Aufwendungen zur Deckung der Kosten für die 
Entsorgung des Restmülls und des Bioabfalls.  
a) Die weitere Gebühr für Restmüll beträgt 0,0631 Euro pro Liter Behältervolumen für die tatsächliche 

entsorgte Müllmenge (Restmüllsack pro Stück 2,52 Euro). 
b) Die weitere Gebühr für Bioabfall beträgt 0,0631 Euro pro Liter Behältervolumen für die tatsächliche 

entsorgte Müllmenge (1 Rolle = 26 Säcke á 10 Liter = 16,40 Euro). 
(2) Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Gebühr für Rest- und Bioabfall ist jedenfalls das 

vorgeschriebene Mindestvolumen gemäß § 4 Abs. 2 der Müllabfuhrordnung der Gemeinde Ampass. 
Zusätzlich benötigte Säcke für Restmüll oder Bioabfall können zu den sich aus der Berechnung nach Abs. 1 
ergebenen Gebühren im Gemeindeamt zugekauft werden.  

§ 4 
Vorschreibung und Änderungsstichtag 

(1) Die Abfallgebühren sind jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden Jahres vorzuschreiben.  
(2) Stichtag für die Erfassung der Verhältnisse zur Errechnung der Grundgebühr gem. § 3 ist der dem 

Gebührenjahr vorausgegangene 15. November eines jeden Jahres.  
 

§ 5 
Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht 

(1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen und Anlagen zur 
Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 

(2) Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle eines 
Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 

(3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein gesetzliches 
Pfandrecht. 

(4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten Einrichtungen bzw. Anlagen 
abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, soweit dieser Gemeindebewohner einer Gemeinde ist, die zum 
Einzugsgebiet der jeweiligen Einrichtung bzw. Anlage gehört. 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallgebührenordnung der Gemeinde 
Ampass vom 15. Dezember 2016, kundgemacht vom 18. Dezember 2016 bis 30 Dezember 2016 außer Kraft. 
 
16. Müllabfuhrordnung - Erlassung einer Verordnung 
Bgm. Markus Peer: mit dem Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 wurde auch eine Novellierung 
des § 60 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO beschlossen. Mit Inkrafttreten dieser 
Änderung am 01. Juli 2025 werden zukünftig Verordnungen von Gemeindeorganen nur mehr im 
Rahmen des vom Bürgermeister herauszugebenden Verordnungsblattes für die Gemeinde 
elektronisch im RIS kundgemacht.  
 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen nachstehende Verordnung zu erlassen: 
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6. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ampass vom 27. November 2025 über die Besorgung 
der öffentlichen Müllabfuhr 

Aufgrund des § 15 Abs. 1 des Tiroler Abfallwirtschaftsgesetzes, LGBl. Nr. 3/2008, zuletzt geändert durch das 
Gesetz LGBl. Nr. 34/2023, wird verordnet: 

§ 1 
Allgemeine Grundsätze 

(1) Die gesamten im Bereich der Gemeinde anfallenden Siedlungsabfälle sind durch die öffentliche Müllabfuhr 
der Gemeinde Ampass gemäß den nachfolgenden Bestimmungen zu entsorgen. 

(2) Nicht der Entsorgungspflicht unterliegen 
 a) gefährliche Abfälle, 
 b) sonstige Abfälle und 
 c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des Inhabers der Abfälle fachgerecht 

kompostiert werden. 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
(1) Siedlungsabfälle sind Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 2 Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. I 

Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 84/2024. 
(2) Restmüll (gemischter Siedlungsabfall) ist jener Siedlungsabfall, der nach der Trennung von den getrennt zu 

sammelnden Siedlungsabfällen und dem Sperrmüll verbleibt. Gemischte Siedlungsabfälle gelten auch dann weiterhin 
als gemischte Siedlungsabfälle, wenn sie einem Behandlungsverfahren unterzogen worden sind, das ihre Eigenschaften 
nicht wesentlich verändert hat. 

(3) Sperrmüll ist jener Siedlungsabfall, der wegen seiner Größe oder Form nicht in die für die Sammlung des 
Siedlungsabfalls auf den einzelnen Grundstücken bestimmten Müllbehälter eingebracht werden kann. 

(4) Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle sind jene Siedlungsabfälle, die nach bundesrechtlichen 
Bestimmungen oder einer Verordnung der Landesregierung getrennt vom restlichen Siedlungsabfall zu sammeln sind. 

(5) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle (Bioabfälle) sind Garten- und Parkabfälle, Nahrungsmittel- und 
Küchenabfälle aus Haushalten, Büros, Gaststätten, Kantinen, Cateringgewerbe und aus dem Einzelhandel sowie 
vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben. 

(6) Sonstige Abfälle sind alle dem Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz unterliegenden Abfälle mit Ausnahme der 
Siedlungsabfälle wie betriebliche Produktionsabfälle, Abfälle aus dem Bauwesen, Sandfanginhalte, Rückstände aus 
der Kanalreinigung oder Altreifen. 

§ 3 
Abfuhrbereich 

(1) Der Abfuhrbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Ampass. 
(2) Nicht unter die Abholpflicht fallen 
 a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des Inhabers der Abfälle fachgerecht 

kompostiert werden; 
 b) sonstige Abfälle und 
 c) die getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle, die auf Grund der Müllabfuhrordnung zum Recyclinghof der 

Stadt Innsbruck zu bringen sind 
§ 4 

Festlegung der Art, Größe und Anzahl der Müllbehälter sowie des Systems der Abgabe von Restmüll und 
biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen 

(1) Die Sammlung von Restmüll und biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen darf nur in den folgenden 
Behältnissen erfolgen: 

Dies sind 
 a) Restmüllsäcke: 40 Liter Kunststoffsäcke mit der Aufschrift „Restmüll Gemeinde Ampass“ 
 b) Restmüllcontainer: Gewerbebetriebe und Wohnanlage (>6 WE) können in begründeten Fällen über Ansuchen 

in der Gemeinde fahrbare Festbehälter mit einem Inhalt von 800 und 1.100 Liter verwenden.  
 c) Säcke für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle: 10 Liter 

(2) Festlegung des Mindestbehältervolumens (= Mindestabgabemenge): 
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 a) für Restmüll je nach Anzahl der im Haushalt lebenden Personen: 
1. Einpersonenhaushalt  360 Liter pro Jahr   
2. Zweipersonenhaushalt  560 Liter pro Jahr 
3. Dreipersonenhaushalt  720 Liter pro Jahr 
4. Vierpersonenhaushalt  800 Liter pro Jahr 
5. Fünfpersonenhaushalt  920 Liter pro Jahr 
6. Mehr als 5 Personen   1.080 Liter pro Jahr 

b) für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle je nach Anzahl der im Haushalt lebenden Personen: 
1. Ein- bis Zweipersonenhaushalt 520 Liter pro Jahr 
2. Ab Dreipersonenhaushalt  780 Liter pro Jahr 

c) Als Stichtag für die Festsetzung der Personenanzahl in Haushalten gilt jeweils der 15. November des 
Vorjahres. Für landwirtschaftliche Betriebe gelten dieselben Sätze wie bei privaten Haushalten. Bei Haushalten mit 
Privatzimmervermietung oder Ferienwohnungen wird jeweils ein Einpersonenhaushalt dazugerechnet.  

(3) Die Müllsäcke und Müllcontainer werden dem Grundeigentümer von der Gemeinde gegen Verrechnung zur 
Verfügung gestellt. 

(4) Die Behälter für Restmüll werden 14-tägig jeweils am kundgemachten Tag von der öffentlichen Müllabfuhr 
abgeholt. Der genaue Abfuhrplan für die Restmüllsammlung wird ortsüblich kundgemacht.  
Die Behälter für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle werden wöchentlich jeweils am kundgemachten Tag von der 
öffentlichen Müllabfuhr abgeholt. Der genaue Abfuhrplan für die Bioabfallsammlung wird ortsüblich kundgemacht. 

(5) Die Behälter sind vom Grundeigentümer bzw. vom sonst hierüber Verfügungsberechtigten, während dieses 
Zeitraumes innerhalb des Grundstückes so aufzustellen, dass 

 a) für die Hausbewohner und für die Nachbarschaft keine unzumutbare Belästigung durch Staub, Geruch oder 
Lärm erfolgt 

 b) diese von den Abfallbesitzern ordnungsgemäß benützt werden können 
 c) die Müllbehälter von den Beauftragten der Müllabfuhr auf kürzestem Wege und unter geringstem Zeitverlust 

abgeholt werden können 
(6) Reicht die Mindestabgabemenge an Müllsäcken nicht aus, so sind weitere Restmüllsäcke und Bioabfallsäcke 

– Rollen bei der Gemeinde zu erwerben. Eine Rücknahme an nicht verbrauchten Müllsäcken ist nicht 
vorgesehen.  

(7) Für jedes neugeborene Kind, das in Ampass einen Hauptwohnsitz hat, werden einmalig 15 Restmüllsäcke 
kostenlos ausgegeben.  

§ 5 
Festlegung des Systems der Abgabe von Sperrmüll 

(1) Aufgrund der schriftlichen Vereinbarung zwischen der Firma Innsbrucker Kommunalbetriebe AG mit Sitz in 
Innsbruck und der Gemeinde Ampass erfolgt die Sperrmüllsammlung am Recyclinghof der Stadt Innsbruck, 
Rossaugasse 4a, zu den jeweiligen Öffnungszeiten des Recyclinghofes. Die Öffnungszeiten sowie die Betriebsordnung 
werden öffentlich verlautbart.  

(2) Sperriger Haushaltsschrott & Altholz ist getrennt vom übrigen Sperrmüll abzugeben 
§ 6 

Festlegung des Systems der getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle 
(1) Die Altstoffe und Verpackungen – Glas, Kunststoffe/Verbundstoffe, Papier/Kartonagen, Metalle, 

Elektroaltgeräte, Speisefette und -öle sowie Textilien dürfen nicht in die nach § 4 vorgesehenen Behälter für 
Restmüll und für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle eingebracht werden, sondern sind der jeweils 
hierfür eingerichteten eigenen Sammlung zu übergeben. 

(2) Altglas ist in die aufgestellten Depotcontainer bei den Sammelinseln und am Recyclinghof in die hierfür 
vorgesehenen Container getrennt nach Weiß- und Buntglas einzubringen. 
In die Altglasbehälter dürfen nicht eingebracht werden: Fensterglas, Spiegelglas, Drahtglas, Windschutzscheiben, 
Steingutflaschen, Porzellan, Ton, Glühbirnen, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, Trinkgläser, Glasgeschirr, etc. 

(3) Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und Metallverpackungen: 
Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und Metallverpackungen sind über die bestehende 
Sammlung ab Haus (gelber Sack) gemeinsam abzugeben. 
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Zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und Metallverpackungen gehören: 
Kunststoffsäcke, Kunststofffolien, Kunststoffbecher, Blisterverpackungen, Styroporverpackungen, Verpackungen aus 
Materialverbund (Kunststoff, Karton, Aluminium), Verbundkartons (z.B. Milch- und Getränkeverpackungen), 
Weißblechdosen (z.B. Konserven), Aluminiumverpackungen (z.B. Tierfutter), Aluminiumfolien, Metalltuben, 
Metalldeckel und -verschlüsse, Kunststoffgetränkeflaschen und Getränkedosen welche nicht über das 
Einwegpfandsystem zurückgenommen werden können, etc. 
Nicht zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen (Leichtverpackungen) und Metallverpackungen gehören: 
Bepfandete Kunststoffgetränkeflaschen und Getränkedosen, Spielzeug und Haushaltsgeräte aus Kunststoff, Gummi, 
etc. 
Achtung: Für Kunststoffgetränkeflaschen aus PET und Getränkedosen aus Aluminium gilt seit 01.01.2025 das 
Einwegpfand (die Rücknahme erfolgt z.B. im Lebensmittelhandel) 

(4) Altpapier und Kartonagen: 
Altpapier und Kartonagen sind über die bestehende Sammlung ab Haus (rote Deckel - Tonne) gemeinsam abzugeben. 
Die Abholung erfolgt zu den verlautbarten Abfuhrtagen. Großkartonagen können am Recyclinghof Innsbruck 
abgegeben werden.  
Nicht zum Altpapier gehören: Kohle- und Durchschreibpapier, Milch- und Getränkeverpackungen, Zellophan, 
Kunststofffolien, mit gefährlichen Abfällen und Lebensmittelresten verunreinigtes Papier, etc. 

(5) Haushaltsschrott: 
Haushaltsschrott ist am Recyclinghof in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Zum Haushaltsschrott gehören: Öfen, Autofelgen, Maschinenteile, Fahrräder, Töpfe, etc. 
Nicht zum Haushaltsschrott gehören: Autowracks, Kühlgeräte, Ölradiatoren, Bildschirmgeräte, elektrische 
Haushaltsgeräte, etc. 

(6) Elektroaltgeräte: 
Großgeräte (Herde, Waschmaschinen, etc.), Kleingeräte (Radios, CD- und DVD-Player, Computer, Haushaltsgeräte, 
etc.), Bildschirmgeräte (TV- und Computer-Bildschirme, etc.), Kühlgeräte (Kühl- und Gefrierschränke, Klimageräte, 
etc.) und Lampen (Leuchtstofflampen, Entladungslampen, Energiesparlampen, LED-Lampen, etc.) sind am 
Recyclinghof getrennt in die jeweils hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 

(7) Speisefette/-öle: 
Die mit Speisefetten und -ölen befüllten Behältnisse (z.B. Öli) sind im Austauschverfahren am Recyclinghof abzugeben. 

(8) Alttextilien: 
Alttextilien sind am Recyclinghof in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 

(9) Altholz: 
Altholz ist am Recyclinghof in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Zum Altholz gehören: Stühle, Kästen, Spanplatten, Schaltafeln, Bretter, etc. 
Nicht zum Altholz gehören: Sämtliche Holzobjekte in denen das Holz mit anderen Materialien verbunden ist (z.B. 
Holzfenster mit Glasresten), Bahnschwellen, etc. 

§ 7 
Festlegung des Systems der Sammlung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen 

(1) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: 
 a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Gärten und Parkanlagen wie Rasenschnitt, Baum- und 

Strauchschnitt, Laub, Zierpflanzen, Blumen, Fallobst, Gemüseabfälle, etc. 
b) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Haushalten wie Speisereste, verdorbene Lebensmittel, Obst- und 

Gemüsereste, Fisch-, Fleisch- und Wurstreste, Kaffee- und Teesud samt Filterpapier, Eierschalen, 
Schnittblumen, Topfpflanzen (mit Erde), Mist und Streu von Kleintieren (Stroh, Holzspäne), etc. 

c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Büros, Gaststätten, Großhandel, Kantinen, Cateringgewerbe, 
Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus Nahrungs-mittelverarbeitungsbetrieben 

d) unbeschichtetes Papier, welches mit Nahrungsmitteln in Berührung steht (z.B. Servietten) und zur Sammlung 
und Verwertung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen geeignet ist (z.B. Bioabfallsäcke aus 
nachwachsenden Rohstoffen) 

(2) Nicht biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: Verpackungsabfälle (Kunststoff, Glas, Metall), Textilien, 
Staubsaugerbeutel, Aschen, Windeln, Hygieneartikel, Blumentöpfe, künstliche Katzenstreu, Schlachtabfälle, Kadaver, 
Knochen, etc. 
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(3) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind, sofern sie nicht unter die Ausnahme des § 3 Abs. 2 lit. a (so 
genannte „Eigenkompostierer“) fallen, gesondert in den Behältnissen entsprechend der Festlegungen im § 4 zu 
sammeln und zu übergeben. 

(4) So genannte „Eigenkompostierer“ haben die Aufnahme und das Ende ihrer Tätigkeit bei der Gemeinde 
schriftlich zu melden.  

(5) Saisonal anfallende Gartenabfälle (z.B. Rasenschnitt, Baum- und Strauchschnitt) sind 
Gartenabfälle können auf der Kompostieranlage der Stadt Innsbruck (Rossau) entsorgt werden. Zweimal jährlich findet 
eine Strauchschnitthausabholung statt. Die Abholung erfolgt zu den verlautbarten Abfuhrtagen. Die Abholung erfolgt 
nach Voranmeldung.  

§ 8 
Verwendung und Reinigung der Behälter 

(1) Die aufgestellten Behälter sind so zu verwenden, dass eine Verschmutzung der Behälter und der 
Aufstellungsorte möglichst unterbunden wird. Die Ablagerung von Abfällen neben den Behältern – auch im Falle deren 
Überfüllung – ist untersagt. 

(2) Die Reinigung der Müllbehälter hat regelmäßig durch die Eigentümer bzw. vom sonst hierüber 
Verfügungsberechtigten zu erfolgen. 

(3) Das Einbringen von flüssigen und heißen Abfällen in die Behälter ist untersagt. 
§9 

Kontrollorgane  
Die Grundstückseigentümer bzw. die sonst hierüber Verfügungsberechtigten haben den Organen der Behörde die zur 
Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrages notwendigen Auskünfte zu erteilen, sowie das Betreten ihrer Grundstücke und 
der darauf befindlichen Anlagen zu dulden.  

§ 10 
Strafbestimmungen 

Zuwiderhandlungen gegen die Müllabfuhrordnung werden gemäß § 20 des Tiroler Abfallwirtschaftsgesetzes, 
LGBl. Nr. 3/2008, in der Fassung LGBl. Nr. 34/2023, bestraft. 

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Müllabfuhrordnung der Gemeinde 
Ampass vom 30. Juni 2004, kundgemacht vom 2. Juli 2004 bis 16. Juli 2004 außer Kraft. 
 
17. Personalangelegenheiten 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen den Tagesordnungspunkt 
„Personalangelegenheiten“ unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln.  
 
Die Zuhörerinnen verlassen die Sitzung. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat beschließt mit 13 gegen 0 Stimmen den Dienstvertrag von Frau Petra 
PRANTL, mit Wirksamkeit vom 01.01.2026 zu ändern.  
 
>Details und Sitzungsverlauf zu Personalangelegenheiten sind in einer nicht öffentlich einsehbaren Niederschrift 
protokolliert< 
 
Nach Beschlussfassung betreten drei Zuhörerinnen das Sitzungszimmer. 
 
18. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
Bgm. Stv. Johannes Wolf: 
Jungbürgerfeier: 
Sommerbob oder Bobfahren in Igls kann vermutlich 2026 nicht stattfinden. 
Bgm. Markus Peer: wird sich mit Bgm. Stv. Johannes Wolf etwas Neues überlegen.   
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Status Wasserleitung Häusern: 
Bgm. Markus Peer: das Urteil ist noch ausstehend. 
 
Zu Tagesordnungspunkt 7 der Gemeinderatssitzung vom 09.10.2025; VII/2025; „Bericht und 
Neuigkeiten aus dem Gemeindeverband Wohn- und Pflegeheim südöstliches Mittelgebirge“: 
Aus der Niederschrift geht hervor, dass jeder Bürgermeister alleinvertretungsbefugt in der 
Verbandsversammlung ist; als Kassaprüfer wird an Bgm. Peer appelliert, dennoch einen 
Gemeinderatsbeschluss einzuholen, da es sich um hohe Summen handelt. 
 
GR Mag. Christian Putzer: 
Wohn- und Pflegeheim südöstliches Mittelgebirge: 
die Satzung muss geändert werden; Bgm. Peer soll dies in den Gemeindeverband einbringen, 
damit eine Änderung stattfinden kann; dabei soll aber berücksichtigt werden, dass die 
Bürgermeister nicht ex lege Teil davon sind, sondern es muss eine Bestellung durch den 
jeweiligen Gemeinderat erfolgen; viele der jetzigen Bürgermeister können keine Bilanz lesen; es 
werden fachkundige Personen benötigt; weiters sollen die jeweiligen bestellten Personen den 
zugehörigen Gemeinderat Bericht erstatten. 
GR Mag. Putzer weiter: sind die geplanten Kosten inkl. berücksichtigten Förderungen für den 
Umbau gewährleistet?  
 
Budgetsitzung am 12.12.2025: 
ein Budgetentwurf wurde versandt; das Budget soll vom Gemeinderat erstellt werden und nicht 
durch Mitarbeiter: innen in der Gemeindeverwaltung; das Budget ist das in Zahlen gegossene 
politische Werk, was ein Gemeinderat durchführen möchte; letztes Jahr wurde das Budget durch 
die fachkundigen Personen aller Fraktionen erstellt; es muss noch eine Sitzung stattfinden, damit 
der politische Wille im Budget erkennbar ist; möchte nicht das Budget „blind“ beschließen.   
 
GR Rupert Oberhauser: 
Parkraumbewirtschaftung; Parkplatz beim Unterflursystem und beim vorgesehenen 
Raiffeisenbankparkplatz: 
In der Nähe des Unterflursystems steht immer ein großes Fahrzeug; wir benötigen unbedingt 
eine Parkraumbewirtschaftung; beim vorgesehenen Raiffeisenbankparkplatz steht auch immer 
ein Fahrzeug. 
GR Mag. Alexander Dornauer: diese Parkplätze müssen für den jeweiligen Verwendungszweck 
beschriftet werden  
 
Bankfoyer: 
Warum ist das gesamte Bankfoyer aus Glas? 
Bgm. Markus Peer: wollte die Raiffeisenbank.  
 
GR Rudolf Kaltenhauser: 
Viertelsäule: 
Bitte die Viertelsäule einhausen. 
Bgm. Markus Peer: wurde heute erledigt.  
 
GR Gebhard Schmiederer: 
Scharfes Eck beim miniM-MPREIS: 
Findet es gut, dass das scharfe Eck beim miniM-MPREIS entschärft wurde. 
 
Parkraumbewirtschaftung; Parkplatz beim Unterflursystem und beim vorgesehenen 
Raiffeisenbankparkplatz:  
Ein LKW parkt quer bei den Parkplätzen; dieser muss zukünftig angezeigt werden; ein Parkplatz 
für das Glasmüllentleeren sollte gekennzeichnet werden; beim vorgesehenen 
Raiffeisenbankparkplatz muss auch reagiert werden (Beschriftung); eine 
Parkraumbewirtschaftung ist sehr komplex und steht dem kritisch gegenüber. 
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GRin Birgit Hofer: 
Weihnachtsbaum: 
Findet den Weihnachtsbaum sehr schön 
 
GR Mag. Alexander Dornauer: 
Budget: 
Hat das Budget auch noch nicht erhalten; das Budget wird zu 95 % fortgeschrieben bzw. 
geringfügig angepasst; die Investitionen sind im Budget wichtig; die außertourlichen Positionen 
sollten separat angeführt bzw. in einer Liste dargestellt werden, damit der Gemeinderat einen 
Überblick über die Abweichungspositionen bekommt. 
  
Wohn- und Pflegeheim südöstliches Mittelgebirge: 
GR Mag. Alexander Dornauer zur Wortmeldung von GR Mag. Christian Putzer: Überprüfungen 
können durch fachkundige Personen durchgeführt werden; für generelle Entscheidungen würde 
es zu viele fachkundige Personen benötigen.   
GR Gebhard Schmiederer: wo sind die Verbandsstatuten erhältlich? 
Bgm. Markus Peer: die Verbandsstatuten sind auf der Homepage. 
 
GR Lisa Sordo: 
Informationstafel für Vereine: 
Eine einheitliche Werbeschaltfläche wäre wünschenswert. 
Bgm. Markus Peer: über die digitale Stele kann zukünftig Werbung geschalten werden. 
GR Lisa Sordo: als vorbeifahrendes Fahrzeug ist die Werbung in der digitalen Stele nicht 
erkennbar. 
Bgm. Markus Peer: wird sich über mögliche Alternativen bemühen. 
 
Der Bürgermeister berichtet: 
Wohn- und Pflegeheim südöstliches Mittelgebirge: 
Es erfolgte eine Überprüfung durch das Land Tirol und der gegenständliche Prüfbericht wurde an 
eine Zeitung weitergegeben; ist nicht vergleichbar mit Skandal vom Jahr 2012; im Prüfbericht 
steht nicht, dass die Pflege der Personen mangelhaft war bzw. ist. 
 
Zur medialen Berichterstattung:  

 Ablauf einer Verlassenschaft:  
Bewohner: innen verstirbt; der Notar erhält die Information über das angesammelte / 
übergeblieben Geld und muss die Information an die Hinterbliebenen weiterleiten; die 
Informationsweitergabe wird auch nochmals (nicht gesetzlich vorgesehen) durch den 
Gemeindeverband durchgeführt; manche Erben haben bzw. holen das Geld nicht ab; es 
existieren Gelder wo die Verlassenschaft schon vor 15 Jahren abgehandelt wurde; nach 
einigen Jahren wurden die Gelder buchhalterisch umgebucht, dennoch existieren die 
Gelder und jede Verlassenschaft wird bei Anforderung des Erbberechtigten ausbezahlt; 
das Land Tirol behauptet, dass die buchhalterische Umbuchung nicht gesetzeskonform 
ist, jedoch ist der Tiroler Gemeindeverband der Ansicht, dass dies rechtlich möglich sei 
 

 Freie Dienstnehmer, Vermittlungsprovision von € 2,00, zusätzliche Anstellung eines 
freien Dienstnehmers:  
Ein freier Dienstnehmer bekommt ein Bruttogehalt ausbezahlt und muss dies 
selbstständig versteuern; es war jeder in Kenntnis, dass der Pflegedienstleiter eine 
Vermittlungsagentur betreibt; gleichzeitig wurde durch den Pflegedienstleister mitgeteilt, 
dass für das Haus St. Martin keine Vermittlungsprovision anfällt; die 
Vermittlungsprovision von € 2,00 hat der freie Dienstnehmer der Vermittlungsagentur 
bezahlt; daher kann dies in der Buchhaltung im Gemeindeverband gar nicht ersichtlich 
werden; wenn ein freier Dienstnehmer zusätzlich in einem Dienstverhältnis 
(Vollbeschäftigt) zu einem anderen Gemeindeverband steht, kann dies vom Haus St. 
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Martin gar nicht geprüft werden; vielmehr hätte der Dienstgeber bei der 
Vollbeschäftigungsstelle dies überprüfen müssen und auch dementsprechend freigeben. 
 

 Strafrechtliche Verfolgung an Heimleitung und Pflegedienstleitung: 
Lt. dem betrauten Rechtsanwalt ist keine strafrechtliche Verfolgung gegeben; die 
Dienstverhältnisse wurden gekündigt.  

 
 Sonderverträge für Heimleitung und Pflegedienstleitung:  

Gegenständliche Sonderverträge sind üblich, da die Kosten geringer als wie im 
Vertragsbedienstetengesetz sind; Sonderverträge sind indexiert und ein 
Vertragsbediensteter bezieht die automatische Vorrückung; die neue Wirtschaftsleiterin 
(früher Heimleitung) wird nach dem Vertragsbedienstetengesetz inkl. Zulagen angestellt.  

 
 Zur Wortmeldung von GR Mag. Christian Putzer bzgl. fachkundige Person: es gibt eine 

vollbeschäftigte Wirtschaftsleiterin, die gleichzusetzen wie eine Geschäftsführerin ist; die 
Wirtschaftsleiterin führt die Geschäfte; die Verbandsversammlung sollte in der operativen 
Tätigkeit nicht mitwirken müssen; die Verbandsversammlung soll nur als Aufsichtsrat 
wirken, außer bei der Anstellung der Wirtschaftsleitung und der Pflegedienstleitung;  
aktuell ist dies nicht der Fall, da das Personal fehlt; zukünftig soll bzw. wird sich die 
Verbandsversammlung wieder aus der operativen Tätigkeit entfernen.   

  
 Zum Überprüfungsausschuss: 

In jeder Gemeinde gibt es auch einen Überprüfungsausschuss, wo eine Vielzahl an 
Personen keine fachkundige (Jurist, Steuerberater usw.) Ausbildung besitzen; die 
Tätigkeiten werden freiwillig durchgeführt.  

 
 Entschädigung des Obmanns: 

Wenn der Obmann keine Entschädigung erhält, wird sich kein Obmann mehr finden 
lassen, da die Verantwortung auch beim Obmann ist; in der vor drei Jahren 
durchgeführten Überprüfung, wurde die Entschädigung für den Obmann, nicht einmal 
erwähnt.  

 
Abschließend: 
Es gab keine Beanstandung gegenüber dem Überprüfungsausschuss und der Pflege für die 
Bewohnerinnen; binnen drei Monaten muss der Gemeindeverband eine schriftliche 
Stellungnahme abgeben, danach wird der Bericht veröffentlicht;  
 
Bgm. Stv. Johannes Wolf: die damalige Heimleitung war 30 Wochenstunden angestellt?  
Bgm. Markus Peer: ja, der Gemeindeverband wollte auf 40 Wochenstunden aufstocken, dies 
wollte die damalige Heimleitung nicht, daher wurde eine einvernehmliche Kündigung 
durchgeführt. 
 
GR Mag. Christian Putzer: auch wenn die Vermittlungsprovision nicht über die eigene 
Buchhaltung abgewickelt wurde, hätten die freien Dienstnehmer um zwei Euro günstiger sein 
können; dadurch hätte Geld gespart werden können. 
GR Mag. Alexander Dornauer: wie haben die Prüferinnen die Vermittlungsprovision bemerkt? 
Bgm. Markus Peer: ein freier Dienstnehmer hat dies den Prüferinnen verraten; ansonsten hätte 
bzw. wäre dies keinem aufgefallen.  
 
GR Mag. Christian Putzer: der freie Dienstnehmer war wo anders als vollbeschäftigter Mitarbeiter 
angestellt; wie kann dieser bei unserem Gemeindeverband auch als freier Dienstnehmer 
arbeiten durchführen?  
Bgm. Markus Peer: durch viele Nachtstunden, jedoch hätte der andere Dienstgeber das prüfen 
müssen und nicht unser Gemeindeverband.  
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GR Gebhard Schmiederer: hat eine Berichterstattung wahrgenommen, in der hervorgeht, dass 
es in einem Gemeindeverband keine freien Dienstverhältnisse / freie Dienstnehmer geben darf?  
Bgm. Markus Peer: ist davon nichts bekannt; die freien Dienstnehmer sind zeitlich viel flexibler 
als Leasingarbeiter.  
GR Gebhard Schmiederer: die Anstellungen obliegen dem Pflegedienstleiter.  
Bgm. Markus Peer bejaht dies. 
 
Nächste Gemeinderatssitzung:  
Am 12.12.2025 findet die nächste Gemeinderatssitzung mit anschließender Weihnachtsfeier statt 
 
Projekt Leistbares Wohnen: 
Der notwendige Baulandumlegungsvertrag ist erst der zweite in Tirol; daher erfolgte die 
Vorprüfung durch das Land Tirol sehr genau; die beanstandeten Änderungen werden vom 
Rechtsanwalt eingearbeitet und danach kann der Baulandumlegungsvertrag an die 
Grundeigentümerinnen zur Durchsicht ausgehändigt werden.  
 
Budget 2026:  
Das Budget wurde zu 98 % fortgeschrieben, da fast keine außertourlichen Investitionen 
anstehen; kann aber gern nochmals zusammen durchgearbeitet werden. 
GR Gebhard Schmiederer: was bedeutet „fast keine außertourlichen Investitionen“? 
Bgm. Markus Peer: außertourlich ist z.B. die Klimaanlage, die Hausmeisterwohnung und das 
Projekt Leistbares Wohnen. 
 
GR Gebhard Schmiederer: gibt Mag. GR Putzer recht, dass das Budget der politische Wille in 
Zahlen gegossen ist; wenn ein Gemeinderat eine Investition berücksichtigt haben möchte, muss 
dies unter dem Jahr im Gemeindeamt bekanntgegeben werden 
 
Beitrittskosten an Air-ABC (Digitaler Abfallratgeber): 
Die jeweiligen Beitrittskosten übernimmt der Abfallbeseitigungsverband; dadurch ist unser 
Vertrag nichtig und die Gemeinde Ampass spart sich die Kosten.   
 
Parkplatz beim Unterflursystem und beim vorgesehenen Raiffeisenbankparkplatz:  
Die Tafeln wurden bereits bestellt.  
 
Weihnachtsschmuck: 
Der heurigen Weihnachtsschmuck wurde von unseren Betreuungseinrichtungen gebastelt. 
 
 
 
 
(Schriftführer)                                                                (Bürgermeister) 
 
 
 
 
 
 
(Gemeinderat/Gemeinderätin)                                      (Gemeinderat/Gemeinderätin) 


